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Vorwort zur 5. Auflage

In der nun vorliegenden 5. Auflage des Buches „Kommunale Unternehmen“ wur-
den erneut eine ganze Reihe inhaltlicher und formaler Aktualisierungen vorge-
nommen, die zu einem nicht unerheblichen Teil auf Anregungen des Leserkreises
zurückzuführen sind. Hier ist insbesondere die explizite Aufnahme der Rechtsfä-
higen Anstalt des Öffentlichen Rechts (in Bayern auch: Kommunalunternehmen)
als weitere Gestaltungsmöglichkeit in einem eigenen Kapitel (V) zu erwähnen. 

Dank gebührt an dieser Stelle meinen Mitarbeitern, Frau Diplom-Kauffrau An-
drea Roth, Herrn Diplom-Kaufmann Stefan Schneider, Frau Désiré Büttner, Frau
Christiane Geier und Herrn Diplom-Wirtschaftsjurist Thomas Lohr, die mit akri-
bischen Recherchen und Zuarbeiten zum Gelingen beigetragen haben. 

Wernigerode, im Juli 2005 Georg Westermann

Vorwort zur 1. Auflage

Kommunale Unternehmen sind wesentliche Instrumente der Städte, Gemeinden
und Kreise zur Erledigung der vielfältigen Aufgaben der Daseinsvorsorge und der
Kommunalwirtschaft. Dieser Bereich der sog. mittelbaren Kommunalverwaltung
hat in den vergangenen Jahren in der kommunalen Praxis zunehmend an Bedeu-
tung erlangt. Die Organisationsformen sind unterschiedlich ausgestaltet, die rich-
tige Wahl häufig schwierig; zur Verfügung stehen vornehmlich Eigenbetriebe, Ka-
pitalgesellschaften (GmbH und AG) und – im Rahmen der interkommunalen
Zusammenarbeit – Zweckverbände, darüber hinaus aber im Einzelfall etwa auch
BGB-Gesellschaften, Vereine, Anstalten und Wasser- und Bodenverbände.

Auch und gerade in den fünf neuen Bundesländern kommt diesen verselbstän-
digten Verwaltungseinheiten bei dem Aufbau einer leistungsfähigen kommunalen
Selbstverwaltung eine besondere Bedeutung zu. Die Entflechtung der früheren be-
zirklichen Energiekombinate und der WABs, die Neustrukturierung des ÖPNV und
die zweckmäßige Ausgestaltung breitgefächerter Einrichtungen des Bildungs-, Ge-
sundheits- und Sozialwesens sowie der Kultur verlangen von jeder Kommune Aus-
sagen zur Wahl der richtigen Organisationsform.
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Die vorliegende Darstellung will den Entscheidungsträgern in Gemeindevertre-
tungen, Kreistagen und Verwaltungen in leicht verständlicher, übersichtlicher und
praxisorientierter Form Hilfen für die Entscheidungsfindung „vor Ort“ zur Verfü-
gung stellen. Das Buch wendet sich damit zwar in erster Linie an die Kommunal-
verwaltungen in den neuen Bundesländern, versucht jedoch darüber hinaus durch
die Art der Darstellung allen an dieser Problemstellung Interessierten eine Fund-
grube zu bieten.

Nach einem allgemeinen Überblick über Bedeutung und Stellenwert kommunaler
Unternehmen innerhalb der kommunalen Selbstverwaltung sowie den vielfältigen
Organisationsformen dieses Bereichs mittelbarer Kommunalverwaltung bildet die
Darstellung der für die Kommunen besonders gewichtigen Organisationsformen
Eigenbetrieb, Kapitalgesellschaft (GmbH und AG) und Zweckverband einen be-
sonderen Schwerpunkt. Exemplarisch werden dann die Handlungs- und Gestal-
tungsmöglichkeiten einer Gemeinde in den kommunalerseits besonders gewichti-
gen Bereichen der Energie- und Wasserversorgung – ausgehend von der konkreten
Problemsituation in den neuen Bundesländern – dargestellt. Einschlägige Muster-
satzungen (Eigenbetrieb, Zweckverband) und Musterverträge (Gesellschafts-, Be-
triebsführungs- und Konzessionsvertrag) erleichtern schließlich der Kommune den
Schritt von der Theorie zur Praxis.

Da im Zeitpunkt der Drucklegung in den neuen Bundesländern noch keine
neuen Kommunalverfassungen verabschiedet waren, wird insoweit die übergangs-
weise fortgeltende Kommunalverfassung der ehemaligen DDR vom 17.5.1990 zu-
grunde gelegt. Im Interesse der Übersichtlichkeit, Lesbarkeit und besseren Ver-
ständlichkeit wurde – von Ausnahmen abgesehen – auf Zitate im Text verzichtet;
das verwendete Schrifttum ist zusammengefasst in dem Literaturverzeichnis auf-
geführt.

Essen, im Januar 1992 Der Verfasser
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